
Warum soll der Neubau eines US-Lazaretts im Kreis Kaiserslautern, den man einfach hät-
te ablehnen können, jetzt auch noch mit deutschen Steuermillionen bezuschusst werden? 

Warum sollen sich die Bundesrepublik Deutschland und das 
Land Rheinland-Pfalz mit 125 Millionen Euro an den Planungs-
kosten für ein neues US-Hospital beteiligen, das vielleicht nie-

mals gebaut wird ?

Den nachfolgend abgedruckten Artikel haben wir der in Ludwigshafen erscheinenden Ta-
geszeitung DIE RHEINPFALZ vom 06.10.10 entnommen.

In diesem Artikel wird vor allem von dem rheinland-pfälzischen Innenminister Karl Peter 
Bruch der Eindruck erweckt, die Zustimmung des US-Kongresses zu dem Bauvorhaben 
und seiner Finanzierung sei bereits so gut wie sicher. 

Unsere grundsätzlichen Einwände gegen den Neubau eines US-Militärhospitals im ge-
räumten Munitionsdepot bei Weilerbach im Kreis Kaiserslautern und eine Auflistung der zu 
erwartenden verheerenden Folgen haben wir schon in der LUFTPOST 024/10 veröffent-
licht  (s.   http://www.luftpost-kl.de/luftpost-archiv/LP_10/LP02410_230110.pdf ),  deren 
nochmalige Lektüre wir dringend empfehlen. Auf unsere bereits in der LUFTPOST 085/10 
gestellte Frage "Warum setzen sich rheinland-pfälzische Landes- und Kommunalpolitiker  
überhaupt für eine Verlegung des US-Lazaretts vom Landstuhler Kirchberg in das geräum-
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te  Munitionsdepot  Weilerbach  ein?"  haben  wir  bis  heute  keine  Antwort  erhalten  (s.  
http://www.luftpost-kl.de/luftpost-archiv/LP_10/LP08510_290310.pdf ).

Da der US-Kongress die Militärausgaben wegen des drohenden Staatsbankrotts der USA 
unbedingt reduzieren muss, wird nicht nur über eine Verringerung der Truppenstärke, son-
dern sogar über einen Totalabzug der US-Stationierungsstreitkräfte aus Europa, also auch 
aus der Bundesrepublik Deutschland, nachgedacht (s. http://www.luftpost-kl.de/luftpost-ar-
chiv/LP_10/LP15810_260710.pdf ). Deshalb werden zur Zeit alle geplanten US- Bauvor-
haben, auch das neue US-Hospital bei Weilerbach, auf ihre Notwendigkeit überprüft (s.  
http://www.luftpost-kl.de/luftpost-archiv/LP_10/LP19010_300910.pdf ). 

Damit die deutschen Steuerzahler ungefähr abschätzen können, welche Kosten auf sie 
zukommen könnten, wenn das US-Hospital doch noch gebaut werden sollte,  fordern wir 
die Bundes- und die Landesregierung zur Beantwortung folgender Fragen auf:

Warum wurde der Neubau des US-Hospitals in einer dicht bewaldeten Bundesliegen-
schaft, die von der US-Army bisher zur Einlagerung von Munition genutzt wurde und 
die  umliegenden Gemeinden vom Bodenlärm der  Air  Base Ramstein abschirmte, 
nicht einfach abgelehnt?

Warum lassen sich deutsche Politiker, die sonst immer behaupten, selbst sparen zu 
müssen, überhaupt auf Verhandlungen über deutsche Zuschüsse zu US-Bauvorha-
ben ein?

Warum sollen die Bundesrepublik Deutschland und das Land Rheinland-Pfalz 125 
Millionen der auf insgesamt 170 Millionen Euro veranschlagten Planungskosten für 
das US-Hospital übernehmen? 

Wer würde die Rodungs- und Erschließungsarbeiten, die Anschlüsse an die Ver- und 
Entsorgungsnetze und die notwendigen Zufahrtsstraßen bezahlen?

Was würde uns das "Koordinationsteam" zur Begleitung des Bauvorhabens kosten, 
dem  ein  Staatssekretär  des  Finanzministeriums  und  –  wie  aus  einem  anderen 
RHEINPFALZ-Artikel vom gleichen Tag hervorgeht – ein höherer Beamter des Innen-
ministeriums und ein Vertreter des Landkreises angehören sollen?

Wie hoch wären die Zusatzkosten zu veranschlagen, die den Steuerzahlern erwach-
sen,  wenn der Geschäftsbereich Bundesbau der Oberfinanzdirektion Koblenz und 
der Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung / LBB mit der jahrelangen Be-
treuung des Bauvorhabens betraut werden?

Wer würde die restlichen Baukosten bezahlen, wenn den US-Streitkräften während 
der langen Bauzeit das Geld ausgeht?

Wir fordern die Bundesregierung in Berlin und die Landesregierung in Mainz auf, keinerlei 
Vorleistungen für ein keineswegs gesichertes US-Bauvorhaben zu erbringen, das den An-
wohnern nur Nachteile und den deutschen Steuerzahlern unnötige Kosten in heute noch 
nicht abzuschätzender Höhe aufbürden würde. 

Der  rheinland-pfälzischen  Innenminister  und  US-Ehrenoberst  Karl  Peter  Bruch  (s. 
http://www.luftpost-kl.de/luftpost-archiv/LP_07/LP19507_180907.pdf ) sollte voreilige finan-
zielle und sonstige Zusagen an seine "amerikanischen Freunde" künftig unterlassen. 
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